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Christoph Gurk, Buenos Aires

Alles begann am 24. April. In Ca-
napé Vert, einem Viertel im Sü-
den der haitianischen Haupt-
stadt Port-au-Prince, hatte die
Polizei 14mutmasslicheMitglie-
der der sogenannten Ti-Makak-
Gangverhaftet. Seit Jahren schon
terrorisieren Banden wie sie
die Bevölkerung in dembitterar-
men Karibikstaat: Sie erpressen
Schutz- oder Lösegeld, sie rau-
ben, foltern und morden.

Laut den Vereinten Nationen
gab es allein in den ersten drei
Monaten dieses Jahres mehr als
800 Morde inHaiti. ImApril stieg
die Zahl derTötungsdelikte dann
sogar auf 600. Dazu kommen
Hunderte Entführungen und
systematische undmassenhafte
Vergewaltigungen. Haiti stehe
«amAbgrund»,warnt der UNO-
Hochkommissar für Menschen-
rechte, Volker Türk. Er bezeich-
net die Lage im Land als einen
«lebendenAlbtraum».Der Staat,
sagt er, sei nichtmehr fähig dazu,
zu reagieren.

Lebendig verbrannt
In dieser scheinbar aussichtslo-
sen Situation schlug nun, am
Morgen jenes 24. April, die Ver-
zweiflung inWut um. Passanten
zerrten in Port-au-Prince die ei-
gentlich schonverhafteten Gang-
mitglieder aus dem Polizeiauto,
verprügelten sie,wuchteten Rei-
fen auf sie, kippten Benzin dar-
über – und verbrannten sie bei
lebendigem Leib.

Von da anwar es, als habe sich
eine Schleuse geöffnet: Bilder
und Videos von den Lynchmor-
denmachten imNetz die Runde.
Bald zogen auch anderswoMobs
mit Stöcken und Macheten be-
waffnet durch die Strassen und
jagten Kriminelle. Es entstand
so etwas wie eine Selbstjustiz-
und Bürgerwehrbewegung, ihr
Schlachtruf: «Bwa Kale», auf
Deutsch so viel wie «geschältes
Holz», ein Ausdruck, der vor al-
lem für hartes Durchgreifen
steht: keine Gnade mehr.

Entsprechend brutal sind die
Methoden der Bürgerwehren.
Das haitianische Zentrum für
Menschenrechtsanalyse und
-forschung (CARDH) geht in ei-

nemBericht davon aus, dass seit
der Entstehung der Bwa-Kale-
Bewegung vor ein paar Wochen
schon mehr als 160 Menschen
getötetwurden.Gleichzeitig gebe
es aber auch Erfolge: Die Entfüh-
rungen inHaiti seien in den letz-
tenWochen drastisch zurückge-
gangen, heisst es in demBericht,
ebenso die Zahl der Morde.
«Ohne einWerturteil abzugeben,
hat die Bwa-Kale-Bewegung in
nur einemMonat überzeugende,
sichtbare Ergebnisse erzielt.» Die
Entwicklung ist zum einen eine
direkte Konsequenz aus dem
Versagen des Staates und der
Sicherheitskräfte. Seit vor rund
zwei Jahren Haitis Präsident
Jovenel Moïse in seinem Haus

ermordet wurde, wird das Land
von einer Interimsregierung ge-
führt, die kaum Rückhalt hat.
Immer wieder gibt es Proteste,
seit Januar hat Haiti keinen ein-
zigen demokratisch gewählten
Regierungsvertreter mehr.

Katastrophale Versorgung
Dazu ist dieVersorgungslage ka-
tastrophal: Insgesamt 4,9 Millio-
nenMenschen in Haiti – fast die
Hälfte der Bevölkerung –wissen
nachAngaben derVereintenNa-
tionen nicht, wie sie sich dauer-
haft ernähren können. Die Poli-
zei ist unterbesetzt undwird nur
noch sporadisch bezahlt. Schät-
zungen zufolge gibt es über-
haupt nur noch etwa 9000 akti-

ve Polizeibeamte – für ein Land
mit 11 Millionen Einwohnern.

Dass die Menschen in Haiti
angesichts dieser verzweifelten
Lage das Gesetz selbst in die
Hand nehmen, scheint so fast
schon ein logischer Schritt. «Die
Menschen sehen keinen anderen
Weg, um sich zu wehren gegen
Kriminalität, Gewalt und Gesetz-
losigkeit», sagt Esther Belliger
von Helvetas. Die Schweizer
Hilfsorganisation leistet schon
seit langemHilfe in Haiti, so dra-
matischwie jetzt sei die Lage im
Land aber wohl noch nie gewe-
sen, sagt Belliger. Doch so ver-
ständlich es sei, dass die Men-
schen in Haiti zu Selbstschutz
griffen, so gross seien die Gefah-

ren. «Viele ältere Haitianer erin-
nern sich noch, dass es auch
schon früher in der Geschichte
des Landes ähnliche Bürgerweh-
ren gab», sagt Belliger. «Oft ha-
ben diese sich dann aber selbst
irgendwann in kriminelle Ban-
den verwandelt.»

Vergeltung droht
Die Gewalt in Haiti könnte noch
weiter ausser Kontrolle geraten,
fürchten Beobachter. Die Gangs
könnten Vergeltung üben, im
Netz zirkulieren bereits Videos,
in denen angebliche Bandenbos-
se Gewalt androhen, sollten die
Bürgerwehren in ihrGebiet kom-
men.US-Vizepräsidentin Kama-
la Harris kündigte an, dass die

USA Gelder zur Verfügung stel-
len wollen, um die humanitäre
Krise in Haiti zu lindern. Das
aber sei nicht genug, glaubt Es-
ther Belliger von Helvetas: «Was
Haiti braucht, ist ein aktives Ein-
greifen der internationalen Ge-
meinschaft, und das heisst auch:
Präsenz vor Ort.»

Hilfstruppenmüssten in dem
Karibikstaat stationiert werden,
allen schlechten Erfahrungen in
der Vergangenheit zum Trotz.
«Früher gab es auch aus der Be-
völkerung immerwiederWider-
stand gegen so eine Interven-
tion», sagt Belliger. Mittlerweile
aber hätten viele Haitianer ihre
Meinung geändert: Zu ausweg-
los ist die Lage im Land.

Jetzt gehen sie selbst auf Gangsterjagd
Bürgerwehren in Haiti Ihr Schlachtruf «Bwa Kale» bedeutet: keine Gnade mehr. Im bitterarmen Haiti kämpft ein Teil der Bevölkerung
seit Wochen äusserst brutal gegen Kriminelle. Experten befürchten eine Spirale der Gewalt.

Nehmen das Gesetz in die eigene Hand: Mitglieder der Bürgerwehr Bwa Kale. Foto: Ariana Cubillos (AP)

Es dauerte nurMinuten, bis sich
die Grünen-Spitze diametralwi-
dersprach. Parteichefin Ricarda
Lang meinte, Deutschland hätte
den Reformen der europäischen
Asylpolitik in Brüssel nicht zu-
stimmen dürfen. Co-Chef Omid
Nouripour twitterte: «In der Ge-
samtschau komme ich zu dem
Schluss, dass die Zustimmung
ein notwendiger Schritt ist, um
in Europa gemeinsam vorzu-
gehen.» Die beiden Fraktions-
chefinnen taten es ihnen gleich:
«Reala» Britta Hasselmann ver-
teidigte den Kompromiss, Katha-
rina Dröge vom linken Flügel kri-
tisierte ihn.

Anlass für den Zwistwar eine
Zustimmung, die kurz zuvorAn-
nalena Baerbock gegeben hatte.
Die grüne deutsche Aussenmi-
nisterin hatte den Kompromiss

ihrer Regierungskollegin Nancy
Faeser (SPD) unterstützt, obwohl
dieser eine rote Linie überschritt,
die die Grünen vor denVerhand-
lungen gezogen hatten: Geflüch-
tete Familienmit Kindernmüss-
ten von der Inhaftierung in La-
gern an der EU-Aussengrenze
ausgenommen werden.

Deutschland warb für diese
Ausnahme, stand aber beinahe
allein.Ohne die Zustimmung aus
Berlinwären indes dieVerhand-
lungen gescheitert. «Wenn wir
die Reform als Bundesregierung
alleine hätten beschliessen kön-
nen», sagte Baerbock, «dann
sähe sie anders aus.»Wer diesen
Kompromiss für inakzeptabel
halte, müsse wissen, dass ohne
ihn auch die neu beschlossene
Verteilung vonAsylsuchenden in
der EU nicht möglich gewesen

wäre. «Ein Nein oder eine Ent-
haltung Deutschlands zu derRe-
form hätte mehr Leid, nicht we-
niger bedeutet.»

Baerbocks Erklärungen zum
Trotz ist die Empörung bei den
Grünen seither gewachsen. Der
junge Bundestagsabgeordnete
Julian Pahlke, der sich für die
Seenotrettung imMittelmeer en-
gagiert, sprach vom «bittersten

Tag» in seinem politischen Le-
ben und nannte die Zustimmung
eine «historische Schande». Ein
anderer sprach von einem
«Hartz-IV-Moment» derGrünen
– in Anlehnung an die von SPD-
Kanzler Gerhard Schröder ver-
antworteten Sozialreformen der
2000er-Jahre. Asylorganisatio-
nen brachten Bilder von Baer-
bock undVizekanzlerRobert Ha-
beck in Umlauf, die sich für «ein
Europa, das rettet» engagiert
hätten, und überschrieben sie
mit: «ein Europa, das inhaftiert».

Viele linke Grüne hegen Vor-
stellungen einer humanitären
Flüchtlingspolitik, die mit der
Realität an den europäischen
Aussengrenzen nur noch wenig
zu tun haben. Deutschland wie-
derum ist mit seiner vergleichs-
weise grosszügigen Aufnahme-

praxis in Europa zunehmend
isoliert, die Grünen ihrerseits un-
ter den deutschen Parteien.

Bei den Grünen selbst reisst
der Entscheid politische Gräben
wieder auf, die in der Amtszeit
der Parteichefs Habeck und Ba-
erbockmit viel Fleiss zugeschüt-
tet worden waren: die zwischen
«Realos» und «Fundis».

Droht eine Blockade?
Jürgen Trittin, unter Schröder
einst Umweltminister und einer
der führenden «Fundis», droht
den aktuellen Regierungsmit-
gliedern Habeck und Baerbock
denn auch bereits: Würden Fa-
milien und Kinder von den neu-
en Grenzverfahren nicht aus-
genommen, müsse ein Sonder-
parteitag die Position derGrünen
klären.Maliziös fügt er hinzu, ein

solches Vorgehen könnte Partei
und Regierungmonatelang läh-
men. Mit einer ähnlichen Dro-
hung hatte der 68-Jährige im
letzten Herbst schon verhindert,
dassWirtschaftsministerHabeck
den Weiterbetrieb dreier Atom-
kraftwerke über denWinter von
sich aus hätte erlauben können.

Die Parteispitze kommt am
Samstag zu einem kleinen Par-
teitag in Hessen zusammen und
wird versuchen, die Lage fürs
Erste zu entschärfen. Wahr-
scheinlicher ist, dass sich die
Gräben dabei erst recht vertie-
fen. Ändern können die Grünen
die Reform im Prinzip nur noch
im Europäischen Parlament.
Aber auch dort stehen sie in der
Asylfrage ziemlich allein.

Dominique Eigenmann, Berlin

Linke Grüne rebellieren gegen Annalena Baerbock
Streit um EU-Asylpolitik In der deutschen Ökopartei brechen die alten Gräben zwischen den Lagern wieder auf.

Mit Kritik konfrontiert:
Annalena Baerbock. Foto: AFP


